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Martin Gmür

Trotz vehementerOpposition der
SVP und moderater Kritik von
FDPund CVPhat derGemeinde-
rat gestern mehrere Vorstösse
der links-grünen Parteien samt
GLP und EVP überwiesen.
Winterthur wird demnach den
Klimanotstand ausrufen,wie das
andere Städte und Kantone be-

reits taten. Zudem wird das Ziel
«netto null Treibhausgas-Emis-
sionen bis 2050» anerkannt. Der
Stadtrat hatte sich denAnsinnen
nichtwidersetzt, Stadträtin Bar-
bara Günthard (FDP) betonte je-
doch, der Notstand sei ein sym-
bolischer Akt, es herrsche kein
Notstand im juristischen Sinn.

Ebenfalls überwiesen wurde
eine ReiheweitererVorstösse. So

soll der Stadtrat einen «Tag des
CO2-freien Verkehrs» planen.
Wie Günthard sagte, könnte die
Stadt keinen autofreien Sonntag
ausrufen, einzig die Quartier-
strassen sperren; Gratisfahrten
im Bus seien Sache des Kantons.

Geräuschloser Applaus
Die Klimadebatte ist eine Fol-
ge der anhaltenden Demonst-

rationen, 45 Ratsmitglieder hat-
ten eine Spezialdebatte gefor-
dert. Dem Vernehmen nach war
es das erste Mal, dass das Stadt-
parlament eine monothemati-
sche Sondersitzung abhielt. 16
Vorstösse standen auf der Trak-
tandenliste, die Zuschauertri-
büne war bis auf den letzten
Platz besetzt; einige Interes-
sierte mussten stehend zuhö-

ren. Beifallsbekundungen wa-
ren nicht erlaubt, Ratspräsident
Andreas Geering (CVP) musste
einige Jugendliche daran erin-
nern. Es wurde indes nicht ap-
plaudiert, sondernman schwenk-
te rote oder grüne Karten. Auch
Transparentewurdenpräsentiert.
Die vorsichtshalber aufgebote-
nenPolizistenmussten jedoch zu
keiner Zeit aktivwerden. Seite 3

Winterthur ruft den Klimanotstand aus
und verschärft die CO2-Ziele
Winterthur Das Stadtparlament zeigte gestern in einer Klimadebatte Gehör für die Forderungen von der Strasse.

Winterthur InderSteinberggasse sind seit gesternmitKreideHinweise aufdie
nächstenAbfalleimerangebracht.HinterderAktion stecktdas fürdieSauberkeit
zuständigeTiefbauamtderStadt.«ÜberdiesesThemasoll gesprochenwerden»,
sagt StadträtinChristaMeier (SP). (kel) Seite 4 Foto:mad

Kreidekunst soll zumNachdenken über Abfall anregen
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Klimadebatte im Gemeinderat

Rund zehn Polizistenwaren ges-
ternAbendvordemRathaus pos-
tiert. Zudem liessen die Trans-
parente der Klimastreik-Bewe-
gungWinterthur keinen Zweifel
daran, dass diese Gemeinderats-
sitzung alles andere als gewöhn-
lich werden würde. «Wir teilten
uns zu dritt zwei Stühle», sagt
der Aktivist und 15-jährige Kan-
tischüler Emanuel Wehrli. Tat-
sächlich waren die Zuschauer-
reihen über den letzten Platz hi-
naus besetzt; ein gutes Dutzend
musste gar stehen.

Mit roten und grünen Karten
Gleich zu Beginn der Sondersit-
zung gab RatspräsidentAndreas
Geering (CVP) die Regeln durch:
keine Handys, kein Applaus und
keine Unmutsbekundungen.Die
Aktivisten waren entsprechend

vorbereitet und drückten ihre
Meinung zu einzelnenVotenmit
grünen und roten Karten sowie
mit Transparenten aus. Spätes-
tens als Nina Wenger, die seit
diesem Februar für die Grünen
im Gemeinderat sitzt und als
Erstunterzeichnende die Ausru-
fung des Klimanotstands gefor-
dert hat, ihr Votum beendet,
scheinen diese Regeln vorüber-
gehend ausser Kraft gesetzt:
«Wir akzeptieren die Kärtchen
und sehen vom Klatschen ab»,
sagt Geering. Mit deutlicher
Mehrheit sprach sich der Ge-
meinderat für dieAusrufung des
Klimanotstands aus, worauf die
grünen Karten in die Höhe
schnellten: «Das bringt den Stein
ins Rollen», sagtWehrli.Weniger
zufrieden dürfte ermit demEnt-
schluss des Gemeinderats sein,

die Treibhausgasemissionen bis
2050 auf netto null zu senken.
Die Klimastreik-Bewegung for-
derte, dass dieses Ziel bis 2030
erreichtwerden soll: «Es kommt
auf jedes Jahr und jede Tonne
an», soWehrli.

Solidaritätsdemo in Zürich
Miterlebt hat er diese Abstim-
mung allerdings nichtmehr. Zu-
sammen mit den anderen Akti-
visten war er bereits auf dem
Weg nach Zürich zu einer Soli-
daritätsdemonstration für die 64
Mitglieder des «Collective Clima-
te Justice», die gestern Morgen
in Zürich und Basel verhaftet
worden sind. Dies, nachdem sie
die Hauptsitze der Credit Suisse
und derUBS in Zürich und Basel
mit Velos, Gittern und Pflanzen-
kübeln blockiert hatten. (dba)

Klimaaktivisten füllten die Zuschauerränge –
allerdings nur bis zur Halbzeit

Die links-grüneMehrheit imPar-
lament setzte gestern auch die
Zielformulierung durch, bis 2050
eine Reduktion der CO2-Emis-
sionen auf netto null Tonnen an-
zustreben. Dazuwerden die Zie-
le angepasst, die seinerzeit vom
Volk als Gegenvorschlag zurWi-
nergie-Initiative gutgeheissen
worden waren.

Auch diese Abstimmung ver-
lief entlang der Front GP/SP/
GLP/EVP versus SVP/FDP/CVP.
Laut dem Grünliberalen Samuel
Kocher, der dieMotionmiteinge-
reicht hatte, lebt man «auf Kos-
ten des Planeten und zukünftiger
Generationen», solange pro Per-
son mehr CO2 ausgestossen als
kompensiert wird. Urs Bänziger
von der FDP entgegnete, es rei-
che nicht, Ziele zuverschärfen, es
sei gerade der Job der Parlamen-

tarier,Massnahmen zubeschlies-
sen; EDU-Vertreter Zeno Dähler
sprach von «Lippenbekenntnis-
sen».PiratMarcWäckerlin giftel-
te: «Was kommt als Nächstes?
Minus zwei Tonnen?» Das sei
«reines Zahlenjonglieren ohne
Mehrwert». Natürlich müssten
auch Massnahmen folgen, ent-
gegnete für die Grünen Reto
Diener, daran arbeite man ja.

«Bis 2030 nichtmachbar»
Auch die linken Politiker hatten
sich derweil überzeugen lassen,
dass eine Reduktion auf null bis
zum Jahr 2030, so wie von den
Demonstranten gefordert, nicht
machbar sei.VorderAbstimmung
hatte dies Stadträtin Barbara
Günthard (FDP) nochmals be-
tont; für eine Reduktion bis 2050
sei die Regierung «offen». (gu)

Winterthur soll im Jahr 2050
unter dem Strich CO2-frei sein

Christian Gurtner

In der Abstimmung zu einer der
wichtigsten Forderungen der
Klimademonstranten setzte sich
gestern Abend im Gemeinderat
die links-grüne Mehrheit klar
durch. Grüne, SP, AL, Grün
liberale und EVP stimmten ge-
schlossen für den Notstand, die
weiter rechts stehenden bürger-
lichen Parteien SVP, FDP, CVP,
EDU und PPwaren dagegen.

In der Debatte sagte die Grü-
neNinaWenger, die das entspre-
chende Postulat miteingereicht
hatte, viele andere Gemeinden
sowie sieben Kantone würden
bereitsmitmachen, nun seiWin-
terthur an der Reihe. Die Klima-
erwärmung sei «die grösste Kri-
se, die die Menschheit je abzu-
wenden hatte»: «Was wollt ihr
einmal euren Grosskindern sa-
gen,wenn sie fragen,warum ihr
es soweit kommen liesset?» Für
die SP sagte Pia Schoch: «Der
Klimawandel ist keine Ver-
schwörungstheorie, kein Popu-
lismus und keine Wahlkampf-
strategie.» Es gehe darum, dass
die lokale Politik diesen als
fundamentales Problem an-
erkenne. Der Notstand habe
eine grosse «symbolische
Komponente», aber auch die-
se sei wichtig.

«Ganz imKindergarten
angekommen»
An diesemPunkt setzten die
Kritiker an. Felix Helg (FDP)
sagte, es gehe um ein blosses
politisches Symbol, denn ein
Notstand im rechtlichen Sinn,
also eine unmittelbare Gefähr-
dung der öffentlichen Sicher-
heit, liege augenscheinlich nicht
vor. Ein blosses Zeichen zu set-
zen, hale er nicht für sinnvoll:
«Die meisten hier im Saal teilen
ja die Meinung, dass der Klima-
wandel ein dringendes Problem
ist, darum haben wir ja heute
diese Sitzung.»

Lauter wurde SVP-Präsident Si-
mon Büchi, der von «absurden
Ideen» sprach. Das Wort Not-
stand orientiere sich am Wort
Notrecht, und dieses komme im-
mer dann zum Zug, wenn man
demokratische Prozesse aus
hebelnwolle. Für Pirat MarcWä-
ckerlin war man «mittlerweile
ganz imKindergarten angekom-
men», eine «Bankrotterklärung»
des Gemeinderats sei das.

DemhieltUrsGlättli (GLP) ent-
gegen, esmüsse schneller gehen.
BislanghabemandasThemaaus-
gesessen: «Die Politik ist
nicht gefordert, sie ist
überfordert.» Die
Demonstranten

fragten zuRecht,wieso es so lang
gehe: «Nehmenwir jetzt die Stim-
me der bewegten Jugend auf.»

Erklärung «im
symbolischen Sinn»
Laut demText des angenomme-
nenVorstosses ist nun der Stadt-
rat «eingeladen, in der Stadt
Winterthur den Klimanotstand
auszurufen». Direkte sachliche

Auswirkungen wird dies nicht
haben, jedoch solle es «die
Dringlichkeit unterstreichen,
Massnahmen zu ergreifen».Um-
weltstadträtin Barbara Günthard
(FDP) sagte noch im Parlament,
die Regierung nehme den Auf-
trag an. Sie werde den Notstand
ausrufen, freilich nicht im
rechtlichen Sinn, sondern «auf
symbolische Art undWeise».

Eine Stadt im Klimanotstand
Abstimmung «Leere Symbolpolitik» oder «starkes Zeichen»? Das Parlament verlangt,
dass die Regierung überWinterthur den Notstand verhängt, was diese unterstützt.

Mehrere Vorstösse technischen
Inhalts wurden gegen Ende der
Sitzung überwiesen. So soll die
Stadt nur noch Fahrzeuge be-
schaffen, die mit erneuerbarer
Energie betrieben sind. Energie-
zonen sollen definiert werden,
um Quartierwärmeverbünden
zum Durchbruch zu verhelfen;
dieserVorschlag der linksgrünen
Seite wurde von den Bürgerli-
chen als Zwang und Bevormun-
dung der Bürger bezeichnet. Die
bürgerliche Seitewiederum setz-
te gegen den Willen der Linken
durch, dass es künftig eine hö-
here Ausnützung oder sonst
einen Anreiz geben soll, wenn
Besitzer ihre Mehrfamilienhäu-
ser wärmetechnisch sanieren
lassen.Und gemeinsamwünscht
man sichmehr Solaranlagen auf
Hausdächern. (mgm)

Achtung, hier
wirds technisch

Die Einstimmung zur gestrigen
Klimadebatte im Gemeinderat
war freiwillig, vor allem bei der
SVP sassen nicht ganz alle in den
Bankreihen.Die übrigenPolitiker
sowie rund 100Personen imPub-
likumhörten abergenauhin,was
die beiden ETH-Forscherinnen
Sonia Seneviratne und Christina
Schnadt zum Thema Klimawan-
del zu sagen hatten. Seneviratne
ist Professorin in ZürichundMit-
autorin des Sonderberichts des
Weltklimarats. «Wirhaben schon
ein Grad Celsius globale Erwär-
mung und sehen, was uns das
bringt: Feuer in Schweden und

Nordamerika, Trockenheit,
Hitzewellen und über-

mässig starke Nie-
derschläge auch

in der Schweiz», sagte sie. Diese
Erwärmung sei nicht mehr rück-
gängig zu machen, doch die Fra-
ge stelle sich: «Wie schaffen wir
die Stabilisierung bei 1,5 Grad
globaler Erwärmung?» Das sei
«nicht einfach, aber rein physi-
kalisch nochmöglich», redete sie
denPolitikerinnenundPolitikern
ins Gewissen.

Weitgehende Änderungen
Das Ziel Netto-null-CO2-Emis-
sionen müsse so rasch als mög-
lich erreicht werden, spätestens
2050, besser 2040. Das bedinge,
dessenmüsseman sich bewusst
sein, «sehr grosse Änderungen
in derGesellschaft, sowie sie bis-
her nicht vorstellbarwaren». Bis
2030müsse eine Halbierung der
heutigen Emissionen erreicht
sein. Heute liegen die Schweizer
und Schweizerinnen etwa bei 4,5
Tonnen pro Kopf und Jahr (ohne
Flüge und Schiffsreisen). «Ener-
giesparmassnahmen sindwich-
tig», sagte Seneviratne, «aber sie
genügen nicht.» Hauptemitten-
ten von CO2 sind der Verkehr
(ohne Flüge) mit 32 Prozent, die
Haushalte (18%), die Industrie
(20%) und die Landwirtschaft
(14%). Eine zentrale Rolle kom-
me dem Finanzplatz Schweiz
zu im Markt der fossilen
Energieträger.

Christina Schnadt fragte
provokativ: Sind die Hitze-
jahre 2018 und 2019 Abbild
der Zukunft in der Schweiz?
Ihre Antwort: Ein klares Ja.
Ohne Klimaschutz wird die
Temperatur hierzulande sie-
ben Grad über jenervon 1850
liegen. Eswird 2060 drei- bis
fünfmal mehr Hitzetage ge-
ben als heute, nur noch halb
so viele Neuschneetage, im
Tessin würde ein Klima herr-
schen wie heute in Valencia. 36
Grad wie letzte Woche wären
normal, «sie können gleich noch
fünf Grad draufschlagen. Jetzt
sind Sie als Politiker gefordert.»

Martin Gmür

«Jetzt seid
ihr Politiker gefordert»
Vortrag Zwei Klimaforscherinnen klärten auf.

Das Winterthurer Parlament debattierte gestern über die
Zukunft des blauen Planeten. Foto: PD
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